
Die Verantwortung des Journalismus 
in der veränderten Medienwelt 
Rede von BDZV-Präsident Helmut Heinen bei der BKU-Frühjahrstagung

Sehr geehrte Damen und Herren,

Sie sind hierher gekommen, um
sich mit der aktuellen Entwicklung
der Medien in unserer Gesellschaft
auseinanderzusetzen. Christentum
und Kirche sind – auch – geprägt
vom Leitbild der Verbundenheit,
vom Leitbild der Gemeinschaft der
Menschen. Damit stehen Leben
und Arbeit der Kirche in einem
engen Verhältnis auch zur Arbeit
der Medien. Ich will deshalb gerne
versuchen, einige Entwicklungen
und Probleme unserer heutigen
Medienlandschaft zu beleuchten.
Kirche wie Medien können ihren
jeweiligen Dienst an der Gesell-
schaft nur in Freiheit positiv erfül-
len. Das verbindet uns in
besonderer Weise. Wenn wir uns in
der Welt umschauen, stellen wir
sehr schnell fest: Überall dort, wo
es keine Freiheit für Religionen
und Kirchen gibt, dort leidet auch
die Meinungs- und Pressefreiheit
Not, oder sie existiert überhaupt
nicht. Pressefreiheit und Religions-
freiheit gehören zweifelsfrei zu-
sammen. 

Verantwortlichkeit
in Freiheit
Die Freiheit, die die Medien brau-
chen und die sie zu Recht einfor-
dern, steht aber in einer festen
Beziehung zu der Verantwortung,
die sie damit übernehmen. Verant-
wortlichkeit in Freiheit lautet die
Forderung, die zuallererst die Me-
dien an sich selbst zu stellen haben
und die sie dauerhaft einzulösen
haben. Nach diesem Verständnis ist
die Glaubwürdigkeit ihrer Inhalte
der maßgebliche Wert der Kom-

munikationskultur und, um diese
Glaubwürdigkeit überprüfen zu
können, ist eine ausreichende
Transparenz der Medienarbeit
selbst erforderlich. 
Glaubwürdigkeit, das heißt für
mich umfassende, begründete und
kompetent vermittelte Information.
Glaubwürdigkeit ist aber auch das
Mitteilen von Erfahrung und von
Betroffenheit, von persönlichem
Engagement, von Bewertung und
Deutung. Glaubwürdigkeit und
damit guter Journalismus sind also
nicht in einem mathematischen
Kalkül eindeutig herleitbar und
nicht bis in die Nachkommastelle
hinein zu messen. 
Professionalität ist ein entscheiden-
des Kriterium, ebenso entscheidend
ist aber die Verlässlichkeit, die Qua-
lität der immer auch mit Subjekti-
vität vorgenommenen
Einschätzung, Gewichtung und
Auswahl der Inhalte. Das Ideal
nüchterner und objektiver Informa-
tion auf  der einen Seite und die all-
gegenwärtige und unverzichtbare
Subjektivität des bearbeitenden
Journalisten auf  der anderen müs-
sen ins Gleichgewicht gelangen.
Misslingt dies, erhalten wir leeres
Faktengeklingel oder aber eitle
Selbstdarstellung statt glaubwürdi-
ger Information.
Es geht also um Glaubwürdigkeit,
um Wahrhaftigkeit, um Kompetenz
und um Verantwortung. Es geht
darum, Qualität zu fördern, Quali-
tät zu sichern und den Zugang zu
Qualitätsmedien für alle zu garan-
tieren. 
Warum reden wir gerade heute von
Glaubwürdigkeit und Qualität?
Nun: Digitalisierung und Bildung
sind die Themen, die Unruhe in der

Diskussion über unsere Medien-
landschaft auslösen. Zwei wohlbe-
kannte Begriffe, denen wir auch in
den anderen großen Diskussionen
unserer Zeit fast überall begegnen.
Wie so oft in der Mediengeschichte
ist es die Technik, die einen wichti-
gen Veränderungsschub auslöst.
Digitalisierung und Miniaturisie-
rung haben einen ungeheuren Zu-
wachs an
Übertragungskapazitäten, an Spei-
cherkapazitäten, aber auch an Pro-
duktions- und an
Verarbeitungskapazitäten geschaf-
fen. Zugleich sind auch die Produk-
tionstechniken für professionelle
Textverarbeitung, für digitale
Fotos, für Audiosequenzen, ja sogar
für Bewegtbilder so leistungsstark
und kostengünstig verfügbar, dass
jedermann sich in akzeptabler tech-
nischer Qualität über die neuen
Übertragungskapazitäten auch sel-
ber äußern kann. Knappheit im
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quantitativen Sinn ist also nicht
mehr das Problem. Das Problem
ist, unter den Bedingungen eines
quantitativ extrem ausgeweiteten
Marktes Qualität zu sichern, Quali-
tät zu kennzeichnen und auch: Qua-
lität weiterhin bezahlbar zu
machen.

Bildungsauftrag 
der Medien

Die qualifizierte Teilhabe am unge-
heuren Information- und Medien-
angebot unserer Zeit ist dabei nicht
etwa nur unter Marktgesichts-
punkten, sondern vor allem auch
unter Bildungs- und Ausbildungs-
gesichtspunkten ein überaus bedeu-
tendes Thema. Wir alle haben
großes Interesse daran, dass bei der
Fortentwicklung unserer Gesell-
schaft den Bildungsfragen hohe
Aufmerksamkeit geschenkt wird.
Bildung ist Voraussetzung und
wichtiger Antrieb für gesellschaft-
liche Teilhabe. 
Zur Bildung tragen Medien sehr
wesentlich bei. Vom Bilderbuch
über hervorragende Kindersendun-
gen, vom Special Interest Magazin
zu Sport, Popkultur, Tieren oder
Technik bis zum Internet, von
hochkarätigen Informations- und
Dokumentationsserien bis zur spie-
lerischen oder später zur schuli-
schen Hinführung zur
Tageszeitung, von der Gesprächs-
kultur in Familie und Freundes-
kreis bis zum internetgestützten
Lernen und zur Nutzung von social
media sind Bildung, Information
und Kommunikation untrennbar
mit Mediennutzung und deren Er-
lernen verbunden. Und ich ver-
kenne keinesfalls die Bedeutung
audiovisueller Medien, wenn ich
vor allem anderen die Bedeutung
des Lesens und der Entwicklung
der Lesefähigkeit betone. Wer liest,
kann mitreden, wer liest, ist erfolg-
reich in der Schule, im Studium, im
Beruf. Wer liest, kann mehr leisten
für die Gesellschaft und auch in der
Gesellschaft. Oder wie Elisabeth
Noelle-Neumann es formuliert hat:
Nur eine Gesellschaft die liest, ist

eine Gesellschaft, die denkt. 
Vor diesem Hintergrund ist es nur
konsequent, wenn wir in den Me-
dien, und das gilt im Grundsatz
über alle Mediengattungen hinweg,
wenn wir in den Medien – ebenso
wie viele andere Institutionen – auf
vielfältige Art und Weise dazu bei-
tragen, Lesefähigkeit und Lesebe-
reitschaft zu stärken. Pisa-Studien
und die Beschwerden der Wirt-
schaft über die mangelnde Ausbil-
dungsfähigkeit vieler
Schulabgänger haben das Problem
fokussiert. Nicht aber vornehmlich
zum Funktionieren der Volkswirt-
schaft, sondern schon aus Gründen
unseres Begriffs vom Menschen
und seiner Humanität und für die
ganze Breite unserer gesellschaftli-
chen, kulturellen und religiösen Le-
bensgestaltung ist die Teilhabe
aller an Lesefähigkeit, an Informa-
tion und an Bildung unerlässlich.
Und alles, was hierzu zuerst in der
Familie, in den Schulen und an
allen anderen Orten geleistet wer-
den kann, verdient unsere Zustim-
mung und unsere Unterstützung. 
Sie werden es mir nachsehen, dass
ich dabei besonders die vielfältigen
Projekte „Zeitung in der Schule“
nenne, mittlerweile aber auch er-
weitert auf  Felder wie Kinderta-
gesstätten und die duale berufliche
Ausbildung, die unsere Verlage be-
reits seit den Siebziger Jahren mit
hohem Einsatz von Personal, Mate-
rial und Geld durchführen.

Ausgrenzung ver -
meiden

Es geht beim Thema Lesen aber
eben um nichts weniger als zu ver-
hindern, dass 15, 20 oder gar 25
Prozent der Menschen in unserem
Land schon der mangelnden Lese-
fähigkeit wegen von qualifizierter
Information und Kommunikation
ausgegrenzt werden und ausge-
grenzt bleiben.
Mit dem Internet haben uns völlig
neue Darstellungs- und Kommuni-
kationsformen erreicht: Blogs,
Wikis und die vielfältigen Informa-
tionsnetzwerke jenseits des klassi-

schen Journalismus, vor allem aber
auch social media wie Facebook
und Twitter. Die Traditionsmedien
begreifen diese Veränderungen der
Informationskultur als Chance,
neue Wege zum Publikum zu fin-
den. 
Für viele neue Akteure sehe ich
aber klare Grenzen: Nichts gegen
den Idealismus der Blogger; ihre
Produkte wirken durchaus auch als
zusätzliches Korrektiv. Journalis-
mus braucht den kritischen öffent-
lichen Diskurs. Auch triviale
Kommentare darf  es geben. Aber
die immer wieder zu hörende
These, dass im Internet jeder Jour-
nalist sein kann, dass wir uns gar
auf  dem Weg in eine „redaktionelle
Gesellschaft“ befinden, empfinde
ich als naiv. 

Nicht jeder Blogger
ist ein Publizist

Social media machen jedermann
publizistisch handlungsfähig. Aber
damit ist noch nicht jeder Publizist.
Der pure Vorgang des Veröffentli-
chens ist kein Journalismus, hier
von Bürgerjournalismus zu spre-
chen ist Etikettenschwindel. Blogs,
Wikis, der so genannte User Gene-
rated Content – bei all dem geht es
zunächst um subjektive Perspekti-
ven. Es fehlt generell die Qualitäts-
prüfung. Relevante Inhalte
generieren, strukturieren, aufberei-
ten und die Debatten in verschiede-
nen Lebensbereichen moderieren –
von der Politik und Wirtschaft über
das Feuilleton bis zum Sport, das ist
ein kompliziertes Handwerk, das in
wesentlichen Teilen nur von talen-
tierten und gut ausgebildeten Jour-
nalisten erledigt werden kann.
Gleich ob in Print, im Radio, im
Fernsehen oder im Netz. 
Meine Damen und Herren, wer sich
zuverlässig über das Geschehen in
seinem Nahbereich ebenso wie in
der großen Welt orientieren will,
braucht professionell aufbereitete,
aus dem Überfluss an Einzelinfor-
mationen ausgewählte, geprüfte
Nachrichten. Wir brauchen Me-
dien, die Übersicht verschaffen, die
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die Themen strukturieren und De-
batten professionell moderieren,
Medien, die für die Bürger die
Schneisen durch den Dschungel der
Information schlagen. Die Kommu-
nikationswissenschaftlerin Claudia
Mast von der Universität Hohen-
heim hat dazu das schöne Bild vom
„Polarstern“ geprägt, der die Rich-
tung für die Orientierung der Men-
schen im Alltag gibt. 
Die Aufgabe der Medien hat sich
aber erweitert durch die Möglich-
keit und die Notwendigkeit, die
heute so breit kommunizierten in-
dividuellen Beiträge einzelner in
ihre Arbeit einzubeziehen. Weit
mehr als das vergleichsweise kleine
Paket klassischer Leserbriefe bringt
die Flut von Kommentaren, Pos-
tings und Tweets die Chance, ver-
schiedene Sichtweisen in der
eigenen Analyse und Darstellung
zu berücksichtigen, aber auch die
Pflicht, zu bewerten und auszuwäh-
len.
Dem Nutzer erscheint die neue
Vielfalt zumindest zunächst als
Verheißung und Erfüllung zu-
gleich. Aller bislang punktuell ver-
spürte Mangel ist behoben im
Reich der Tausend und Abertau-
send Gigabyte. Diese Übervielfalt
schafft jedoch neue Probleme:
Nützliches von Sinnlosem zu unter-
scheiden und Wahres von Vorge-
spiegeltem, mit der eigenen Zeit
und dem eigenen Fassungsvermö-
gen hauszuhalten, das wird immer
nötiger, und es bedarf  auch einer
klugen persönlichen Kommunikati-
onsstrategie, um gerade das Wich-
tigste den Freunden, Partnern und
Kollegen ebenfalls verfügbar zu
machen, wie es im klassischen Gu-
tenberg-Zeitalter so unkompliziert
möglich war. 

Chancen und 
Gefahren

Die Chancen sind enorm, aber auch
neue Gefahren entstehen: ein Mini-
malstandard von Wissen, von Er-
fahrungen, die vielen oder allen
gemeinsam sind, geht mehr und
mehr verloren. Und mancher ver-

liert ob der digitalen Verlockungen
das Leben außerhalb der Festplat-
ten zumindest gelegentlich aus dem
Blickwinkel.
Die Tageszeitung als das wohl tra-
ditionsreichste Medium mit ihrem
universalen Angebot kann uns da
nun geradezu anachronistisch an-
muten. Die Zeitung war und ist ein
ganzheitliches, aber begrenztes
Medium. Und ich denke, genau
darin liegt in Wirklichkeit eine
ihrer Stärken. Sie liefert dem Publi-
kum täglich einen umfassenden
Überblick zu allen Lebensbereichen
mit exklusiven Neuigkeiten, mit ei-
genständigen Meinungen und das
Ganze in einer eindringlichen Spra-
che. Ein solch ganzheitliches Me-
dium entspricht in besonderer
Weise den Lesern in ihrer Ganz-
heit. Gerade mit ihrer lokalen Aus-
richtung spiegelt die Zeitung die
fast immer auch gegebene lokale
Verwurzelung jedes einzelnen.
Ich denke, die Zeitungen werden im
Grundsatz an ihrem ganzheitlichen
Anspruch festhalten. Zügig erwei-
tern werden sich die Ausgabefor-
men. Das Internet, dessen
Möglichkeiten wir immer noch erst
zum kleinsten Teil nutzen, vor
allem mobile Ausgabegeräte sind
die neuen und werden irgendwann
die dominierenden Ausgabekanäle.
Die Kanäle ändern sich und mit der
selektiveren Nutzung, die neue Me-
diendienste ermöglichen, wird auch
in den elektronischen Zeitungen die
allen gemeinsame Informations-
plattform erodieren. Damit wird
aber nicht das Prinzip obsolet. Im
Gegenteil, die Lotsenfunktion und
die Grundthematik der glaubwür-
digen und verantwortlichen Me-
dienleistung wird zumindest unter
den Verständigen an Bedeutung
noch gewinnen.
Die Zahl der Medienangebote und
auch die der Medienanbieter wird
aller Voraussicht nach steigen.
Überproportional steigen wird vor
allem die Zahl der journalistisch
schlichtesten Angebote. Das Gebot
der Trennung von Inhalten und
werblicher Kommunikation wird
die meisten Anbieter nicht interes-
sieren. 

Auf  der anderen Seite wird profes-
sioneller Journalismus um seine
Nutzer kämpfen. Ein Qualitäts-
wettbewerb ungeahnter Heftigkeit
und Breite ist zu erwarten. Denn
qualitativ guter Journalismus kos-
tet Geld. Er kostet Geld für intelli-
gente und engagierte Mitarbeiter,
er kostet Geld für deren Ausbil-
dung, er kostet Geld für Produkti-
onstechnik und Geld für die
Freiräume, die für wirklich neue
Geschichten und investigative Re-
cherchen erforderlich sind. 

Sinkende Zahlungs-
bereitschaft

In einem unangenehmen Gegen-
satz zu diesen Kosten steht die sin-
kende Bereitschaft der Nutzer, für
Medieninhalte zu bezahlen. Anzei-
genblätter, Kundenzeitschriften, re-
daktionell aufgemachte
Verkaufsprospekte, privates und öf-
fentlich-rechtliches Radio und
Fernsehen, Internet, YouTube, Fa-
cebook, Twitter, Musik- und Video-
tauschbörsen: Noch nie hat es so
viel Inhalt kostenlos gegeben, tat-
sächlich oder vermeintlich. Dage-
gen kämpfen Bücher, Zeitschriften
und Zeitungen, Pay-TV, CDs, kos-
tenpflichtige Internet-Dienste
einen schweren Kampf  um das
Geld ihrer potentiellen Nutzer,
denen von anderer Seite immer
mehr geschenkt wird, meist finan-
ziert durch eingestreute kommer-
zielle Werbung, sichtbar oder aber
getarnt. Die kostenpflichtigen
Print-Produkte halten sich bislang
hervorragend, doch sie müssen ihre
inhaltliche Leistung immer wieder
und zunehmend intensiver unter
Beweis stellen, um ihren Preis zu
rechtfertigen.
Bezahlte Dienste im Netz etablie-
ren sich aber zunehmend: Musikan-
gebote, Video on Demand,
Zeitschriftenportale und Tageszei-
tungen experimentieren mit Ange-
boten und Preismodellen. Dabei hat
der Siegeszug der Smartphones
und Tablets entscheidenden Schub
erzeugt. Will man Erlöse erzielen,
muss man echten Mehrwert offerie-
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ren, in der Qualität, in der Auswahl,
in der Präsentation und in der Auf-
findbarkeit des Inhalts.
Für abwegig halte ich Vorstellun-
gen, wie sie der Philosoph Jürgen
Habermas vor einigen Jahren in
einem Beitrag in der Süddeutschen
Zeitung skizzierte: Die Qualitäts-
presse brauche einen besonderen
Schutz, etwa durch staatliche Gel-
der, Steuervergünstigungen oder
die Gründung von Stiftungen mit
„öffentlicher Beteiligung“. 

Kein Schutz 
durch Staatsgelder

Das, meine Damen und Herren,
kann es nicht sein! Der Ruf  nach
dem Staat ist keine angemessene
Lösung für Marktprobleme der
Qualitätsmedien. Allein der Ge-
danke, über gesetzlich festzule-
gende Kriterien
Anspruchsvoraussetzungen und in-
haltliche Anforderungen an Medien
zu fixieren, ist mit dem Selbstver-
ständnis unabhängiger Arbeit un-
vereinbar. Die Abkopplung der
Medien vom Markt wäre eine
große Gefahr für die Freiheit. 
Der Staat kann nur über die Rah-
menbedingungen ein insgesamt
pressefreundliches Klima in der
Medienpolitik schaffen. Alles an-
dere müssen die Verlage und Sen-
der selber tun. Wir wären in der
Praxis ja oft schon froh, wenn die
Rahmenbedingungen nicht wie so
häufig noch verschlechtert würden.
Denn jenseits medienpolitischer
Bekenntnisse zu Freiheit, Vielfalt
und womöglich gar Förderung
werden die Medien, besonders die
gedruckten, schnell zu Opfern
wohlgemeinter Initiativen aus an-
deren Politikfeldern. Seien es die
Werbebeschränkungen der Ver-
braucherschützer, nicht nur zu Ta-
bakprodukten, sondern auch bei
Kraftfahrzeugen, Haushaltsgerä-
ten, Lebensmitteln oder gar Alko-
hol, sei es ein überzogener
Datenschutz, der nach Negativfäl-

len illegaler Telefonwerbung nun
die Nutzung der Adressen früherer
Leser zu Briefwerbung unmöglich
machen will, oder sei es aktuell der
dirigistisch und unpraktikabel kon-
zipierte Mindeststundenlohn, der
geradezu grundlos auch auf  die
seit Jahrzehnten unproblematisch
durchgeführten klassischen Neben-
jobs in der Zeitungszustellung mit
ihrem sachgerechten Stücklohnsys-
tem angewendet werden soll.
Ich sprach eingangs auch von der
Freiheit, die die Medien brauchen,
um ihrer öffentlichen Funktion als
Mittler und Wächter in unserer
Gesellschaft nachkommen zu kön-
nen. Deutschland ist eines der we-
nigen Länder auf  der ganzen Welt,
wo die Pressefreiheit nicht nur in
der Verfassung verankert ist, son-
dern auch tatsächlich gelebt wird.
Und, auch wenn unsere Lage in gar
keiner Weise vergleichbar ist mit
der in Kriegs- und Krisenstaaten
oder unter diktatorischen Regimen,
so muss dieses Grundrecht auch
hierzulande immer wieder vertei-
digt werden. 

Schutzrechte der
Presse achten

Immer wieder gibt es Fälle, in
denen Behörden und Personen der
Versuchung erliegen, mit Abhör-
und Durchsuchungsaktionen in die
Schutzrechte der Presse einzugrei-
fen. Dabei geht es nicht darum,
Verbrechen von Journalisten auf
die Spur zu kommen. Die Durchsu-
chungen und Abhöraktionen wer-
den in der Regel angeordnet, um
die undichten Stellen im Staatsap-
parat ausfindig zu machen. Um es
klar und deutlich zu sagen: Wir er-
warten, dass bei der Verfolgung
vermeintlicher oder tatsächlicher
Straftaten die Pressefreiheit respek-
tiert und vor allem der Grundsatz
der Verhältnismäßigkeit der Mittel
gewahrt bleibt. In der vergangenen
Legislaturperiode des Bundestags
ist endlich der Tatbestand der Bei-

hilfe zum Verrat von Dienstge-
heimnissen für korrekt arbeitende
Journalisten gestrichen worden.
Dabei ist es selbstverständlich, dass
die Medien Geheimhaltungsinte-
ressen des Staates respektieren.
Diese Interessen haben ebenso wie
die Pressefreiheit Verfassungsrang.
Aber eben auch das Redaktionsge-
heimnis und der Schutz von Infor-
manten zählen zu den elementaren
Voraussetzungen einer freien Ge-
sellschaft. Es darf  eben nicht unter
der Überschrift „Antiterror“ zu
einer flächendeckenden Abschaf-
fung der Vertraulichkeit des Ge-
sprächs kommen. Wir haben in der
Diskussion um die Vorratsdaten-
speicherung darauf  energisch hin-
gewiesen und sehen uns durch das
jüngste Urteil des EuGH in erfreu-
licher Weise bestätigt. Die Aus-
spähaktionen des amerikanischen
und des britischen Geheimdienstes
(und ich bin sicher, dass nicht nur
westliche Dienste so agieren), deren
Ausmaß kaum vorstellbar war, be-
schwören größte Gefahren für un-
sere Kommunikation und unser
Zusammenleben insgesamt, aber
besonders auch für die Presse he-
rauf. Seither sind die Gefahren
überdeutlich geworden, die entste-
hen können, wenn sich Menschen
nicht mehr frei äußern mögen. 

Informantenschutz
massiv bedroht

Der Informantenschutz der Presse
ist eine der Grundvoraussetzungen
unserer Arbeit, und er ist massiv
bedroht. Meine Damen und Her-
ren, es geht nicht um vermeintliche
„Sonderrechte“ für einen Berufs-
stand. Es geht um ein Kernelement
der Wahrnehmung des Bürger-
rechts auf  Presse- und Informati-
onsfreiheit. Und das betrifft uns
alle. 
Das wollte ich Ihnen sagen. Ich
danke Ihnen für Ihre Aufmerksam-
keit. 
Leicht gekürzte Fassung der Rede vom 17.
Mai 2014; Stand Oktober 2014.
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